Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1921 


Der Bundesschatzminister 

II A/1 - 0 4200 - 50/64 


Bad Godesberg, den 3. Februar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ergebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der Ver- 
äußerung von Bundesgeiände zum Zwecke des Woh- 
nungsbaues und der Eigentumsbildung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 18. Mai 1962 
— Umdruck 103, Drucksache IV/212 — 


über die Ergebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der Ver- 
äußerung von Bundesgelände zum Zwecke des Wohnungsbaues 
und der Eigentumsbildung erstatte ich folgenden Bericht: 

1. Der Entbehrlichkeitsprüfung zum Zwecke der Bereitstellung 
von bundeseigenen Grundstücken für den sozialen Woh- 
nungsbau, namentlich zur Errichtung von Familienheimen, 
Eigentumswohnungen und sonstigen Wohnungen sowie 
Kleinsiedlungen, wurden im Kalenderjahr 1963 

256 Objekte mit einer Flächengröße von 2482 Hektar 

unterworfen. 

2. Von den geprüften Objekten sind nach dem Stande am 
31. Dezember 1963 

127 Objekte mit einer Flächengröße von 413 Hektar 

als entbehrlich für die Verwaltungsaufgaben des Bundes 
befunden worden. 
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3. Zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues und der Eigen- 
tumsbildung wurden im Rechnungsjahr 1963 veräußert 

a) vollzogene Verkäufe 

qm Verkaufserlös 

DM 

an Einzelpersonen 320 000 ( 32 ha) 2 143 000 

an Unternehmen des 
Wohnungsbaues (mit 

Verkaufsauflage) 930 000 (93 ha) 7 019 000 


b) in der Durchführung befindliche Verkäufe 

(fest zugesagt, aber grundbuchmäßig bis zum 
31. Dezember 1963 noch nicht umgeschrieben) 


an Einzelpersonen 

130 000 

( 13 ha) 

860 000 

an Unternehmen des 
Wohnungsbaues (mit 
Verkaufsauflage) 

1 320 000 

(132 ha) 

9 821 000 

insgesamt 

2 700 000 

(270 ha) 

19 843 000 

Damit hat der Bund seit 

dem 1. Juli 

1961 unter 

Einbezie- 


hung der am 31. Dezember 1963 in der Durchführung befind- 
lichen Verkäufe — vgl. unter b) — 4 590 000 qm (459 ha) 
Bauland mit einem Wert von 33 300 000 DM zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues und der Eigentumsbildung in 
breiten Kreisen der Bevölkerung bereitgestellt. 

Auf die Kaufpreise wurde zur Erzielung tragbarer Mieten 
und Lasten, wie es die Richtlinien für die Veräußerung von 
Liegenschaften des Bundes zur Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues vom 27. Juni 1961 (MinBlFin S. 623) vorsehen, 
in den gegebenen Fällen auf Grund von § 3 Abs. 3 des Haus- 
haltsgesetzes 1963 ein Nachlaß bis zu 30 v. H. des Verkehrs- 
wertes gewährt. Diese Preisvergünstigung ergibt für die 
Gesamtverkäufe einen Betrag von 2 898 000 DM, der sich 
wie folgt aufgliedert: 

503 000 DM für die Zeit vom 1. Juli 1961 bis 31. De- 
zember 1962, 

893 000 DM für die im Jahre 1963 vollzogenen Ver- 
käufe, 

1 502 000 DM zeichnen sich als Preisnachlaß für die am 
31. Dezember 1963 in der Durchführung 
befindlichen Verkäufe ab. 
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Die unter den Nummern 1 bis 3 berichteten Ergebnisse erfor- 
dern einige Erläuterungen: 

Die Zahlenangaben unter 3. a) und b) sind nicht ausschließlich 
auf die im Jahre 1963 der Entbehrlichkeitsprüfung unterworfe- 
nen Objekte abgestellt. Die Verkäufe lassen sich aus mannig- 
faltigen Gründen nicht immer im Jahr der Freigabe der Grund- 
stücke durchführen, so daß alle in den Nachfolgejahren dem 
Wohnungsbau zugeführten Grundstücke bei andersartiger Be- 
handlung in der Ausweisung des Ergebnisses unberücksichtigt 
bleiben müßten. 

Der Liegenschaftsbedarf für Verteidigungszwecke war auch im 
Jahr 1963 unverändert groß. Der Umstand, daß er leider immer 
noch nicht zuverlässig übersehen werden kann, führt zwangs- 
läufig zu einer gewissen Zurückhaltung in den Freigabeent- 
scheidungen durch die Verteidigungsdienststellen. Es ist aber 
im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister der Verteidigung 
alles getan, um die Entbehrlichkeitsprüfungen zu beschleuni- 
gen. Die Aufstellung von territorialen Verteidigungsstreit- 
kräften sowie der geplante Aufbau von zivilen Schutzkorps und 
des zivilen Schutzdienstes bedingen vermehrte Anforderungen 
an den vorhandenen Liegenschaftsbestand des Bundes. 

Im übrigen gelten meine allgemeinen Erläuterungen zum 
Vorjahresbericht vom 8. Februar 1963 — Drucksache IV/981 — 
auch für 1963. 


Dr. Dollinger 



